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Abstract: Um eine erbschaftsteuerbedingte Betriebsaufgabe zu verhindern

und den Erhalt von Arbeitsplätzen zu fördern, haben das Erbschaftsteuer-

reformgesetz 2008 und das Wachstumsbeschleunigungsgesetz 2009 die Ver-

schonungsregeln für die Vererbung von Betriebsvermögen grundsätzlich ü-

berarbeitet. Dem Steuerpflichtigen stehen die Regelbesteuerung (Steuerfrei-

stellung von 85 % des Betriebsvermögens; eventuelle Nachversteuerung nach

fünf Jahren) sowie das Optionsmodell (vollständige Freistellung; eventuelle

Nachversteuerung nach sieben Jahren) zur Wahl.

Das Ziel des vorliegenden Beitrags besteht darin, Vorteilhaftigkeitsbedin-

gungen für die Regelbesteuerung bzw. das Optionsmodell zu identifizieren.

Dazu wird zunächst ein liquiditätsorientierter, auf Erwartungswerten basie-

render Vergleich der beiden Alternativen vorgenommen. Anschließend wird

die Unsicherheit der zukünftigen Lohnentwicklung explizit in die Analyse

einbezogen. Die Modellergebnisse implizieren für viele Fallkonstellationen,

dass sich Steuerpflichtige trotz der strengeren Anforderungen für das Opti-

onsmodell entscheiden sollten, um eine niedrigere erwartete Steuerzahlung

zu erreichen. Dies gilt selbst in Fällen, in denen die Entwicklung der Lohn-

summe im Erwartungswert negativ ist.

Key Words: Erbschaftsteuer, Lohnsummenregelung, Unsicherheit, Unterneh-

mensnachfolge, Vorteilhaftigkeitsvergleich

JEL classification: H24, K34
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1 Einleitung

Sowohl die Zahl der Erbfälle und Schenkungen als auch die Höhe des übereig-

neten Vermögens sind in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen. So zeigte

sich zwischen 2002 und 2008 ein Anstieg der steuerpflichtigen Erwerbe um 25 %

von 153.000 auf 191.000 Fälle. Im gleichen Zeitraum ist ein Anstieg des steuer-

pflichtigen Vermögens von 17 auf 33 Milliarden Euro zu beobachten.1 Aufgrund

dieser Entwicklung ist die Erbschaftsbesteuerung während der vergangenen Jah-

re zum Gegenstand öffentlicher Aufmerksamkeit und politischer Diskussionen

geworden, die in der Erbschaftsteuerreform 2008 gipfelten. Zentrale Ziele der

Reform waren die Gewährleistung einer verfassungskonformen Bewertung des

Betriebsvermögens2 als conditio sine qua non für die Erbschaftsteuererhebung3

sowie die aus wirtschaftspolitischen Gründen erwünschte Erleichterung der Un-

ternehmensfortführung durch den Erben. Durch die Überarbeitung der Verscho-

nungsregeln für die Vererbung von Betriebsvermögen sollte ein durch die Erb-

schaftsteuer verursachter Liquiditätsabfluss, welcher die Unternehmensfortfüh-

rung gefährden könnte, vermieden werden. Außerdem sollte die Neuregelung

Anreize zum Erhalt von Arbeitsplätzen bieten.4 Folglich knüpfen beide neu ein-

geführten Besteuerungsalternativen, Regelbesteuerung und Optionsmodell, an

verschiedene Bedingungen zur Weiterführung des Betriebs an. Die bislang vor-

liegende Literatur, die sich auf die Analyse ausgewählter Beispiele stützt, kommt

bezüglich der Vorteilhaftigkeit einer der beiden Alternativen zu uneinheitlichen

Ergebnissen.5

Das Ziel des vorliegenden Beitrags besteht darin, Vorteilhaftigkeitsbedingun-

gen für die Regelbesteuerung bzw. das Optionsmodell zu identifizieren. Die Er-

gebnisse der Analyse legen überwiegend eine Wahl des Optionsmodells nahe. Ist

es dem Steuerpflichtigen möglich, die künftigen Lohnzahlungen sicher zu pro-

gnostizieren, wird die Regelbesteuerung lediglich unter sehr spezifischen An-

nahmen präferiert. Beispielsweise darf bei einem Freibetrag in Höhe von null die

1 Vgl. Statistisches Bundesamt, Erbschaft- und Schenkungssteuerstatistik 2002, S. 13 und 2008,
S. 12.

2 Für eine Analyse potentieller Fehlbewertungen nach neuem Recht vgl. Müller/Sureth, ZfbF
2010, im Erscheinen.

3 Vgl. BVerfG vom 7.11.2006, 1 BvL 10/02, BStBl. II 2007, S. 192-215.
4 Vgl. BT-Drs. 16/7918 vom 28.1.2008, S. 1.
5 Vgl. Scholten/Korezkij, DStR 2009, S. 992-994; Zipfel/Lahme, DStZ 2009, S. 589-591.
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über sieben Jahre kumulierte Lohnsumme maximal 595 % der Ausgangslohn-

summe betragen, wenn von einer Verzinsung abstrahiert wird. Unterstellt man

einen 10 %-igen Zinssatz, reduziert sich diese Obergrenze auf 495 %. Unter expli-

ziter Berücksichtigung der Unsicherheit erweist sich die Optionsregelung selbst

in Fällen, in denen die Entwicklung der Lohnsumme im Erwartungswert negativ

ist, unter bestimmten Bedingungen als vorteilhaft. Risikoaverse Steuerpflichtige

können zwar durch die Wahl der Regelbesteuerung die Wahrscheinlichkeit einer

Nachversteuerung minimieren; unter Berücksichtigung der Höhe der gesamten

Steuerzahlung kann aber keine Überlegenheit der Regelbesteuerung konstatiert

werden. Nur bei sehr hohen erwarteten Schwankungen der jährlichen Lohnsum-

men dominiert das Optionsmodell nicht. Insgesamt implizieren die Modellergeb-

nisse für viele untersuchte Konstellationen, dass sich Steuerpflichtige trotz der

strengeren Anforderungen für das Optionsmodell entscheiden sollten, um eine

niedrigere erwartete Steuerzahlung zu erreichen.

Die nachstehenden Ausführungen sind wie folgt gegliedert. In Abschnitt 2

werden die für die Untersuchung grundlegenden Vorschriften des Erbschaftsteu-

ergesetzes erläutert. Dabei stehen die Regelungen zur Mindestlohnsumme im

Vordergrund. Darauf aufbauend erfolgt in Abschnitt 3 ein Vergleich der Zah-

lungsabflüsse unter erbschaftsteuerlicher Regel- und Optionsbesteuerung, wo-

bei von sicher prognostizierbaren Lohnzahlungen ausgegangen wird. Anschlie-

ßend werden in Abschnitt 4 Auswirkungen der Unsicherheit zukünftiger Lohn-

entwicklungen analysiert. Abschnitt 5 fasst die wesentlichen Ergebnisse der Un-

tersuchung zusammen.

2 Gesetzliche Grundlagen von Regel- und

Optionsbesteuerung

Der Gesetzgeber sieht zwei Varianten von Verschonungsregeln für begünstigtes

Betriebsvermögen i.S.d. § 13b Abs. 1 ErbStG vor. Beide Varianten knüpfen an die

Summe der maßgebenden jährlichen Lohnsummen (§ 13a Abs. 1 Satz 2 ErbStG)

an. Hierfür wird im Folgenden der Begriff kumulierte Lohnsumme verwendet.

Der Begriff der jährlichen Lohnsumme wird in § 13a Abs. 4 ErbStG definiert.

Er umfasst alle Vergütungen, welche den Beschäftigten im entsprechenden Wirt-
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schaftsjahr ausgezahlt wurden, wobei Löhne an Teilzeitbeschäftigte außer Ansatz

bleiben, sofern sie nicht ausschließlich oder überwiegend im Unternehmen tätig

sind.6 Weiter ist der Begriff der Ausgangslohnsumme bedeutsam, die als durch-

schnittliche Lohnsumme der letzten fünf vor dem Zeitpunkt der Entstehung der

Steuer endenden Wirtschaftsjahre definiert ist.

Die Regelbesteuerung nach § 13b Abs. 4 ErbStG sieht vor, dass 85 % des für

erbschaftsteuerliche Zwecke ermittelten gemeinen Werts des Betriebsvermögens

nicht der Steuer unterliegen. Voraussetzung für die Verschonung ist, dass die ku-

mulierte Lohnsumme am Ende des fünften Jahres (Lohnsummenfrist) nach Erb-

anfall7 insgesamt mindestens 400 % der Ausgangslohnsumme (Mindestlohnsum-

me) beträgt. Dies entspricht einer durchschnittlichen jährlichen Lohnsumme von

80 % der Ausgangslohnsumme. Der 20 %-ige Abschlag pro Jahr soll den Un-

ternehmen „ein Maximum an Disponibilität“gewähren. Außerdem ermöglicht

die kumulative Betrachtung der jährlichen Lohnsummen eine Glättung „über

den Konjunkturzyklus“8 , da temporäre Absenkungen der Lohnsumme innerhalb

der Fünf-Jahresfrist, welche dem Kitchinzyklus entspricht, ausgeglichen werden

können. Liegt die kumulierte Lohnsumme unter der Mindestlohnsumme, wird

der Verschonungsabschlag prozentual gemäß der anteiligen Unterschreitung re-

duziert. Kleine Unternehmen können zudem im Fall der Regelbesteuerung ge-

mäß § 13a Abs. 2 ErbStG einen gleitenden Abzugsbetrag von maximal 150.000

Euro geltend machen, der sich ab einem Betriebsvermögen von über einer Milli-

on Euro linear reduziert und bei einem Betriebsvermögen von 3 Millionen Euro

null erreicht.9

Das sogenannte Optionsmodell nach § 13a Abs. 8 ErbStG kann alternativ zur

Regelbesteuerung gewählt werden. Es sieht eine vollständige Erbschaftsteuer-

befreiung unter der Voraussetzung vor, dass die kumulierte Lohnsumme nach

6 Vgl. zu einer Übersicht sämtlicher Lohnsummenbestandteile Rohde/Gemeinhardt, StuB 2009,
S. 711. Die Lohnsummenregelung nach § 13a Abs. 1 Satz 4 ErbStG findet keine Anwendung,
wenn die Ausgangslohnsumme null beträgt oder das Unternehmen weniger als zwanzig Be-
schäftigte hat.

7 Scholten/Korezkij, DStR 2009, S. 254 weisen darauf hin, dass auf Wirtschaftsjahre, nicht auf
Kalenderjahre abzustellen ist. A.A. Hübner, Ubg 2009, S. 9.

8 Vgl. zu beiden Zitaten die Pressemitteilung des BMF vom 27.11.2008.
9 Zu Beispielrechnungen vgl. Scholten/Korezkij, DStR 2009, S. 256 f.; Brey/Merz/Neufang, BB

2009, S. 696; Siegmund/Zipfel, BB 2009, S. 643; Richter/Viskorf/Philipp, DB 2009, Beilage 2,
S. 6.
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sieben Jahren 700 % der Ausgangslohnsumme (Mindestlohnsumme) nicht un-

terschreitet. Im Gegensatz zur Regelbesteuerung gewährt der Gesetzgeber hier

keine Minderung der durchschnittlich zu erreichenden Lohnsumme gegenüber

der Ausgangslohnsumme. Wird die Mindestlohnsumme nicht erreicht, tritt ana-

log zur Regelbesteuerung eine rückwirkende Nachversteuerung ein. Ein Wechsel

zur Regelbesteuerung ist nicht möglich.10

Als Voraussetzung für die Begünstigung darf das dem Grunde nach begünsti-

gungsfähige Vermögen im Fall der Regelbesteuerung nicht zu mehr als 50 % aus

Verwaltungsvermögen bestehen (§ 13b Abs. 2 Satz 1 ErbStG). Es bewirkt nach

Ansicht des Gesetzgebers in der Regel weder die Schaffung von Arbeitsplätzen

noch anderen volkswirtschaftlichen Nutzen und wird deshalb nicht begünstigt.11

Für das Optionsmodell beträgt die Höchstgrenze lediglich 10 % (§ 13a Abs. 8 Nr.

3 ErbStG). Dabei umfasst das Verwaltungsvermögen u.a. Dritten zur Nutzung

überlassene Grundstücke, unmittelbare Beteiligungen an Kapitalgesellschaften

unter 25 %, Beteiligungen an Personen- und Kapitalgesellschaften, die überwie-

gend Verwaltungsvermögen besitzen, Wertpapiere und Forderungen (§ 13b Abs.

2 ErbStG).

Weitere Bedingungen für die Inanspruchnahme erbschaftsteuerlicher Verscho-

nungsregeln, die die konforme Inanspruchnahme der Verschonungsregeln im

Rahmen der wirtschaftspolitischen Zielsetzungen gewährleisten sollen, sind die

sogenannte Behaltensfrist und eine unschädliche Verwendung i.S.d. Gesetzes.12

So verlangt die Behaltensfrist eine betriebliche Bindung des begünstigten Vermö-

gens für die Dauer von fünf (Regelbesteuerung, § 13a Abs. 5 ErbStG) bzw. sieben

Jahren (Optionsmodell, § 13a Abs. 8 ErbStG). Während dieser Fristen kann der

Erbe das erworbene Vermögen weder einer schädlichen Verwendung zuführen

(§ 13a Abs. 5 Satz 1 Nr. 1, 2, 4, 5 ErbStG), noch überhöhte Entnahmen tätigen

(Nr. 3), ohne eine Nachversteuerung auszulösen. Letztgenannte Vorschrift soll

vermeiden, dass die Behaltensfrist durch das Tätigen von Entnahmen umgangen

werden kann. Bei Vorliegen eines Verstoßes gegen die Behaltensfrist aufgrund ei-

ner Veräußerung des begünstigten Vermögens entfällt der Verschonungsabschlag

von 85 % bzw. 100 % zeitanteilig. Nach § 13a Abs. 5 Satz 2 ErbStG wird für jedes

10 Kritisch hierzu z. B. Schwind/Schmidt, NWB 2009, S. 1658 f.
11 Vgl. BT-Drs. 16/7918, S. 35 f.
12 Vgl. Scholten/Korezkij, DStR 2009, S. 304-307.
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volle Jahr der Unternehmensfortführung der Abschlag weiterhin gewährt.13

Neben spezifisch für das Betriebsvermögen geltenden Verschonungsregeln be-

einflussen generell geltende Freibeträge die tatsächlich anfallenden Erbschaft-

steuerzahlungen. Sowohl die persönlichen Freibeträge (§ 16 ErbStG) als auch der

anzuwendende Steuersatz (§ 19 ErbStG) sind von der zugehörigen Steuerklas-

se (§ 15 Abs. 1 ErbStG) und dem verwandtschaftlichen Verhältnis zum Erblasser

abhängig. Die Freibeträge variieren zwischen 20.000 Euro für Erwerber der Steu-

erklassen II und III, mit Ausnahme von Lebenspartnern, und 500.000 Euro für

Ehegatten. § 17 ErbStG gewährt darüber hinaus einen Versorgungsfreibetrag für

Kinder sowie Lebens- und Ehepartner. § 14 ErbStG verhindert, dass durch die

Aufspaltung eines Erwerbs in mehrere Zuwendungen eine mehrmalige Ausnut-

zung des persönlichen Freibetrags möglich ist, indem er eine Zusammenrech-

nung mehrerer Erwerbe innerhalb von zehn Jahren vornimmt.14

Bei einer Würdigung der vorgestellten Regelungen ist zu berücksichtigen, dass

die aus beschäftigungspolitischen Gründen erfolgte Verknüpfung der erbschaft-

steuerlichen Verschonung mit der gezahlten kumulierten Lohnsumme aus Sicht

des Steuerpflichtigen einen möglichen Zielkonflikt zwischen wirtschaftlicher Dis-

positionsfreiheit, im Sinne einer effizienten Berücksichtigung außersteuerlicher

Faktoren, sowie einer steuerbarwertminimierenden Geschäftspolitik induziert.

Aus den vorangegangenen Ausführungen wird deutlich, dass insbesondere die

Entwicklung der jährlichen Lohnsummen das Ausmaß dieses Zielkonflikts beein-

flusst. Ein liquiditätsorientierter Belastungsvergleich zwischen Regelbesteuerung

und Optionsmodell muss daher vor allem die erwartete Entwicklung der kumu-

lierten Lohnsummen berücksichtigen. Darüber hinaus entfalten die zur Verfü-

gung stehenden Freibeträge eine unmittelbare Liquiditätswirkung, da sie das zu

versteuernde Vermögen und mittelbar die Steuerzahlung reduzieren. Aufgrund

der unterschiedlichen Besteuerungszeitpunkte kann auch die Höhe des anzuset-

zenden Kalkulationszinssatzes die Vorteilhaftigkeit der beiden Alternativen be-

einflussen.

13 Vgl. hierzu ausführlich Corsten, Nachfolgeplanung in Familienunternehmen, 2011, S. 80-
98. Bei einem gleichzeitigen Verstoß gegen die Behaltensfrist und die Lohnsummenrege-
lung kommt der niedrigere Verschonungsabschlag zur Anwendung. Vgl. Abschnitt 16 Abs. 3
AEErbSt; Thonemann, DB 2008, S. 2618 f.; Balmes/Felten, FR 2009, S. 269.

14 Vgl. zu Beispielen H 37 AEErbSt; vgl. auch Meincke, ZEV 2009, S. 604-607; Halaczinsky, UVR
2009, S. 24; Fliedner, UVR 2009, S. 306-308.
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3 Regel- oder Optionsbesteuerung - Entscheidung

unter Sicherheit

Im Folgenden wird die Entscheidungssituation eines Steuerpflichtigen betrach-

tet, der im Zuge einer Erbschaft oder Schenkung die Wahl zwischen Regel- und

Optionsbesteuerung gemäß § 13a bzw. § 13b ErbStG hat. Es wird unterstellt, dass

die maßgeblichen Obergrenzen für das Verwaltungsvermögen nicht überschrit-

ten werden. Weiterhin wird angenommen, dass der Steuerpflichtige die Realisa-

tion der kumulierten Lohnsumme für beide Alternativen perfekt prognostizieren

kann. Alternativ kann ein risikoneutraler Unternehmer unterstellt werden, der

seine Entscheidungen anhand des Erwartungswerts trifft. Um Vergleichbarkeit

zwischen erbschaftsteuerlicher Regelbesteuerung und dem Optionsmodell her-

zustellen, werden im Folgenden die Endwerte der jeweiligen Steuerzahlungen

zum Ende des maximalen Besteuerungshorizonts von sieben Jahren verglichen.

Unterstellt man einen konstanten Zinssatz, r, ergibt sich bei Wahl der erbschaft-

steuerlichen Regelbesteuerung der folgende Endwert SR der Steuerzahlungen im

Jahr t = 7:

SR = serb · (0, 15 · X − min{0, 15 · X; FB}) · (1 + r)7

+ serb · 0, 85 · X · max
{

0; 1 −
LR

4 · L0
− max

{

0;
FB

0, 85 · X
−

0, 15
0, 85

}}

· (1 + r)2

(1)

Dabei stellen serb den Erbschaftsteuersatz, X den Wert des erbschaftsteuerpflich-

tigen Vermögens vor Abzug von Freibeträgen, FB die Freibeträge gemäß §§ 16

und 17 ErbStG, L0 die Ausgangslohnsumme sowie LR =
5
∑

t=1
Lt die Summe der

jährlichen Lohnzahlungen Lt dar. Der erste Summand von Gleichung (1) reprä-

sentiert die Steuerzahlung im Zeitpunkt des Erbanfalls. Dabei unterliegen nach

der Regelbesteuerung 15 % des Vermögens abzüglich von Freibeträgen der Erb-

schaftsteuer. Entspricht die kumulierte Lohnsumme, LR, mindestens dem in § 13a

ErbStG festgelegten Betrag von 400 % der Ausgangslohnsumme, bleibt es bei der

erbschaftsteuerlichen Verschonung von 85 % des Vermögens. Entsprechen die

Freibeträge 15 % des Betriebsvermögens oder liegen über diesem Betrag, bleiben

effektiv 100 % des vererbten Vermögens zunächst steuerfrei. Liegen die Lohn-
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zahlungen in den kommenden fünf Jahren unter 400 % der Ausgangslohnsum-

me, kommt es zur Nachbesteuerung, die durch den zweiten Summanden von

Gleichung (1) dargestellt wird. Ihr Umfang bemisst sich anhand des Verhältnis-

ses von tatsächlich gezahlter kumulierter Lohnsumme zur Mindestlohnsumme.

Bisher nicht genutzte Freibeträge können abgezogen werden.

Anders als unter der Regelbesteuerung bleibt bei Wahl des Optionsmodells zu-

nächst das vollständige Vermögen von der Erbschaftsteuer verschont. Eine Ver-

letzung der gegenüber der Regelbesteuerung strengeren Lohnsummenregelung

hat demnach eine anteilige Nachversteuerung des gesamten Vermögens zur Fol-

ge. Der Endwert der Steuerzahlungen im Jahr t = 7, SOP, ergibt sich somit zu:

SOP = serb · X · max{0; 1 −
LOP

7 · L0
−

FB

X
} (2)

Dabei stellt LOP =
7
∑

t=1
Lt die Summe der in den sieben Jahren nach Erbanfall

geleisteten Lohnzahlungen Lt dar.

Ein Vergleich der Gleichungen (1) und (2) ergibt, dass aufgrund des früheren

Liquiditätsabflusses unter Regelbesteuerung die Vorteilhaftigkeit des Options-

modells im Zinssatz r zunimmt. Dieser eindeutige Einfluss des Zinssatzes gilt

nicht nur unter Sicherheit, sondern tritt auch unter Unsicherheit der künftigen

Lohnzahlungen auf.

3.1 Fallanalyse

Zur Abbildung sämtlicher Fallkonstellationen, die sich aufgrund unterschiedli-

cher Ausprägungen von Lohnsummen und Freibeträgen ergeben können, genü-

gen fünf Bedingungen:

1. LR
>

<
4 · L0,

2. LOP
>

<
7 · L0,

3. FB>

<
0, 15 · X,

4. FB>

<

(

1 − 17·LR
80·L0

)

· X und

5. FB>

<

(

1 − LOP
7·L0

)

· X.

Die ersten beiden Bedingungen geben an, ob die Mindestlohnsumme nach der

Regelbesteuerung bzw. dem Optionsmodell erreicht oder verfehlt wird. Die drit-
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te Bedingung zeigt, ob der Freibetrag einen sofortigen Liquiditätsabfluss nach

der Regelbesteuerung unterbindet oder nicht. Die beiden letzten Bedingungen

schließlich geben an, ob in t = 5 bzw. t = 7 ausreichende Freibeträge verblieben

sind, um eine aufgrund einer Unterschreitung der Mindestlohnsumme entste-

hende Nachversteuerung zu verhindern. Es ergeben sich 15 mögliche Fälle, die

in Tabelle 1 zusammengefasst werden.15 Geht der Steuerpflichtige vom Erreichen

der im Optionsmodell geforderten Mindestlohnsumme aus, LOP > 7 · L0 (Fäl-

le 1 − 5), oder kann er die Unterschreitung durch Freibeträge ausgleichen (Fälle

6 − 10), fällt keine Steuerzahlung bei Wahl dieser Alternative an.16 In den Fällen

1, 3, 6 und 8 ist der Steuerpflichtige indifferent zwischen beiden Alternativen, da

aufgrund hinreichend hoher Freibeträge auch nach der Regelbesteuerung keine

Steuerzahlung erfolgt.

Eine eindeutige Vorteilhaftigkeit der Regelbesteuerung ergibt sich lediglich in

den Fällen 11 und 13. In Fall 11 wird die Mindestlohnsumme unter der Regelbe-

steuerung erreicht, im Optionsmodell jedoch verfehlt. Zu beachten ist hier, dass

ein Verfehlen der Mindestlohnsumme im Optionsmodell trotz Erreichens der Un-

tergrenze im Rahmen der Regelbesteuerung nicht notwendigerweise durch ein

Absinken der Lohnsumme in den Perioden t = 6 und t = 7 verursacht sein muss.

Ein Erreichen der Mindestlohnsumme in der Regelbesteuerung ist durch die im

Vergleich zum Optionsmodell geringeren Anforderungen an die durchschnittli-

che Lohnsumme einfacher möglich. Da Freibeträge, die 15 % des vererbten Ver-

mögens übertreffen, zur Verfügung stehen, kann eine Steuerzahlung unter der

Regelbesteuerung vollständig vermieden werden. Die Freibeträge reichen jedoch

nicht aus, um die Nachversteuerung im Optionsmodell vollständig zu vermei-

den. Aufgrund des zulässigen Intervalls der Freibeträge ergibt sich, dass Fall 11

nur eintreten kann, wenn gilt: 4 · L0 ≤ LOP ≤ 5, 95 · L0.

15 Theoretisch ergeben sich 25 = 32 Fallkonstellationen. Davon erweisen sich 17 Fälle aufgrund
redundanter Bedingungen als irrelevant. Für 6 Fallkonstellationen, in denen die Mindestlohn-
summe nach beiden Alternativen erfüllt ist, sowie für jeweils 4 Fallkonstellationen, in denen
die Mindestlohnsumme in einer der beiden Regelungen erfüllt ist, ist eine Unterscheidung
anhand der Bedingungen 4 und 5 obsolet. 3 weitere Fälle entfallen, weil Freibeträge, die weni-
ger als 15 % des steuerpflichtigen Vermögens betragen, unter Regelbesteuerung nicht zu einer
Reduktion der Nachbesteuerung führen.

16 Die erforderliche Höhe der Freibeträge für die Fälle 6− 10 wird im Rahmen der Erläuterungen
zu den Gleichungen (3) und (4) hergeleitet.
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Lohnsumme Freibetrag Steuerzahlung Regelbesteuerung Steuerzahlung Optionsmodell

1 LR > 4 · L0 ∧ LOP > 7 · L0 FB > 0, 15 · X 0 0
2 LR > 4 · L0 ∧ LOP > 7 · L0 FB < 0, 15 · X serb · (0, 15 · X − FB) · (1 + r)7 0

3 LR < 4 · L0 ∧ LOP > 7 · L0 FB > 0, 15 · X ∧ FB >

(

1 − 17·LR
80·L0

)

· X 0 0

4 LR < 4 · L0 ∧ LOP > 7 · L0 0, 15 · X < FB <

(

1 − 17·LR
80·L0

)

· X serb · 0, 85 · X
(

20
17 − LR

4·L0
− FB

0,85·X

)

· (1 + r)2 0

5 LR < 4 · L0 ∧ LOP > 7 · L0 FB < 0, 15 · X serb · (0, 15 · X − FB) · (1 + r)7 0

+serb · 0, 85 · X ·
(

1 − LR
4·L0

)

· (1 + r)2

6 LR > 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 FB > 0, 15 · X ∧ FB >

(

1 − LOP
7·L0

)

· X 0 0

7 LR > 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 FB < 0, 15 · X ∧ FB >

(

1 − LOP
7·L0

)

· X serb · (0, 15 · X − FB) · (1 + r)7 0

8 LR < 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 FB > 0, 15 · X ∧ FB >

(

1 − 17·LR
80·L0

)

· X ∧ FB >

(

1 − LOP
7·L0

)

· X 0 0

9 LR < 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 0, 15 · X < FB <

(

1 − 17·LR
80·L0

)

· X ∧ FB >

(

1 − LOP
7·L0

)

· X serb · 0, 85 · X
(

20
17 − LR

4·L0
− FB

0,85·X

)

· (1 + r)2 0

10 LR < 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 FB < 0, 15 · X ∧ FB >

(

1 − LOP
7·L0

)

· X serb · (0, 15 · X − FB) · (1 + r)7 0

+serb · 0, 85 · X ·
(

1 − LR
4·L0

)

· (1 + r)2

11 LR > 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 FB > 0, 15 · X ∧ FB <

(

1 − LOP
7·L0

)

· X 0 serb · X ·
(

1 − LOP
7·L0

− FB
X

)

12 LR > 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 FB < 0, 15 · X ∧ FB <

(

1 − LOP
7·L0

)

· X serb · (0, 15 · X − FB) · (1 + r)7 serb · X ·
(

1 − LOP
7·L0

− FB
X

)

13 LR < 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 FB > 0, 15 · X ∧ FB >

(

1 − 17·LR
80·L0

)

· X ∧ FB <

(

1 − LOP
7·L0

)

· X 0 serb · X ·
(

1 − LOP
7·L0

− FB
X

)

14 LR < 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 0, 15 · X < FB <

(

1 − 17·LR
80·L0

)

· X ∧ FB <

(

1 − LOP
7·L0

)

· X serb · 0, 85 · X
(

20
17 − LR

4·L0
− FB

0,85·X

)

· (1 + r)2 serb · X ·
(

1 − LOP
7·L0

− FB
X

)

15 LR < 4 · L0 ∧ LOP < 7 · L0 FB < 0, 15 · X ∧ FB <

(

1 − LOP
7·L0

)

· X serb · (0, 15 · X − FB) · (1 + r)7 serb · X ·
(

1 − LOP
7·L0

− FB
X

)

+serb · 0, 85 · X ·
(

1 − LR
4·L0

)

· (1 + r)2

Tabelle 1: Steuerzahlungen in Abhängigkeit von erreichter kumulierter Lohnsumme und verfügbarem Freibetrag
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In Fall 13 werden die Mindestlohnsummen unter beiden steuerlichen Alterna-

tiven nicht erreicht. Die zur Verfügung stehenden Freibeträge sind hier lediglich

ausreichend, um eine Nachbesteuerung unter der Regelbesteuerung zu vermei-

den, während eine Besteuerung bei Wahl des Optionsmodells nicht vermieden

werden kann. Wie Fall 11 kann Fall 13 nur auftreten, wenn gilt: LOP < 5, 95 · L0.

In den verbleibenden drei Fällen, 12, 14 und 15, ist die Vorteilhaftigkeit un-

klar. Fall 12 setzt eine Erfüllung der Mindestlohnsumme bei Regelbesteuerung,

aber ein Verfehlen der Mindestlohnsumme unter dem Optionsmodell voraus. Da

anders als in Fall 11 der Freibetrag weniger als 15 % des steuerpflichtigen Ver-

mögens beträgt, kommt es nicht nur bei Wahl des Optionsmodells, sondern auch

unter der Regelbesteuerung zu einer Steuerzahlung. Ein Vergleich der Steuer-

zahlungen aus Tabelle 1 ergibt, dass die Regelbesteuerung vorteilhaft ist, wenn

gilt:

X ·

[

0, 15 · (1 + r)7 − 1 +
LOP

7 · L0

]

− FB ·
[

(1 + r)7 − 1
]

< 0 (3)

Ungleichung (3) macht deutlich, dass ein eventueller Vorteil der Regelbesteu-

erung mit steigender kumulierter Lohnsumme, LOP, schwindet. Auch ein zuneh-

mender Zinssatz kann ceteris paribus die Vorteilhaftigkeit zugunsten des Opti-

onsmodells verändern, da der Zinsvorteil aufgrund des früher genutzten Freibe-

trags nach der Regelbesteuerung den Zinsnachteil aufgrund des Liquiditätsab-

flusses im Jahr der Erbschaft nicht aufwiegt. Dagegen steigt die Attraktivität der

Regelbesteuerung in der Höhe der Freibeträge.

In Fall 14 wird die geforderte Mindestlohnsumme wiederum weder unter der

Regelbesteuerung noch im Optionsmodell erreicht. Da in diesem Fall der Freibe-

trag größer als 15 % des steuerpflichtigen Vermögens ist, wird bei Wahl der Regel-

besteuerung lediglich eine Nachbesteuerung in Periode t = 5 fällig.17 Vergleicht

man die Steuerzahlungen nach Tabelle 1, so erweist sich die Regelbesteuerung

als vorteilhaft, wenn gilt:

(

1 −
17 · LR

80 · L0
−

FB

X

)

· (1 + r)2 −

(

1 −
LOP

7 · L0
−

FB

X

)

< 0 (4)

17 Der kritische Freibetrag, bei dem eine Steuerzahlung auftritt, ergibt sich aus:

serb

(

0, 85 · X
(

1 − LR
4·L0

)

− (FB − 0, 15 · X)
)

> 0 ⇔ FB <

(

1 − 17·LR
80·L0

)

· X.
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Wie in Fall 12 wird die Regelbesteuerung bei höheren Freibeträgen vorteilhaf-

ter, da diese bereits in der ersten und der fünften Perioden genutzt werden kön-

nen. Aufgrund des früheren Besteuerungszeitpunkts wird die Regelbesteuerung

bei höheren Lohnzahlungen in den ersten fünf Jahren nach Erbanfall attraktiver,

obwohl diese ebenfalls die Steuerlast im Optionsmodell senken.

Auch in Fall 15 wird die Mindestlohnsumme sowohl unter der Regelbesteu-

erung als auch im Optionsmodell verfehlt. Wie in Fall 14 wird somit bei Re-

gelbesteuerung eine nachträgliche Besteuerung fällig, die sich anhand des Ver-

hältnisses der erreichten Lohnzahlungen zur Mindestlohnsumme bemisst. Da die

Freibeträge 15 % des Betriebsvermögens unterschreiten, erfolgt jedoch bereits bei

Erbanfall eine Teilbesteuerung. Die Wirkung der Einflussgrößen entspricht der-

jenigen in Fall 14.

Abbildung 1 gibt einen Überblick über die Vorteilhaftigkeit der beiden Verscho-

nungsregelungen. Die in Tabelle 1 aufgeführten Fälle sind dabei in Abhängig-

keit von zwei Parametern dargestellt: dem Verhältnis der erwarteten Lohnsum-

me im Optionsmodell zur Ausgangslohnsumme und dem Anteil der Freibeträge

am vererbten Vermögen. Für die meisten Parameterkonstellationen ist keine ein-

deutige Fallzuordnung möglich. Hierdurch ist es möglich, dass zum Beispiel Fall

4, für den eine eindeutige Vorteilhaftigkeit des Optionsmodells gegeben ist, in

einer Fläche erscheint, die lediglich eine schwache Präferenz repräsentiert. Ursa-

che dafür ist, dass auch die Fälle 1 und 3, für die eine Indifferenz ermittelt wur-

de, derselben Parameterkonstellation zuzuordnen sind. 18 Es wird deutlich, dass

bei geringen Freibeträgen und einer Überschreitung bzw. nur geringfügigen Un-

terschreitung der nach dem Optionsmodell geforderten kumulierten Lohnsum-

me selbiges stets eine geringere Steuerzahlung als die Regelbesteuerung auslöst

und daher vorgezogen werden sollte (Fälle 2, 5, 7, 10). Die Abbildung illustriert

auch, dass bei Vererbung kleinerer Unternehmen, bei denen die Freibeträge einen

beträchtlichen Anteil am vererbten Vermögen ausmachen, das Optionsmodell

selbst bei einer deutlichen Reduktion der Lohnsumme regelmäßig eine geringere

oder identische Steuerzahlung mit sich bringt (Fälle 1, 3, 4, 6, 8, 9).

18 Man beachte, dass aus Gründen der zweidimensionalen Darstellbarkeit der Parameter LR in
der Grafik nicht aufscheint. Aus diesem Grund sind verschiedene Fallkonstellationen nicht
grafisch unterscheidbar.
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Abbildung 1: Vorteilhaftigkeitsvergleich zwischen Regelbesteuerung und Opti-
onsmodell

Eine Präferenz für die Regelbesteuerung lässt sich dagegen nicht eindeutig

identifizieren. Die einzigen Fälle, die eine eindeutige Vorteilhaftigkeit der Regel-

besteuerung aufweisen, Fälle 11 und 13, fallen in Hinblick auf die erforderliche

Parameterkonstellation mit Fall 14 zusammen, sodass keine allgemeine Präfe-

renzaussage möglich ist.

3.2 Analyse spezifischer Parameterkonstellationen

Die Analyse von Abbildung 1 verdeutlicht, dass bei einer Vielzahl von Parameter-

konstellationen keine eindeutige Fallzuordnung möglich ist. Ein Mittel zur Ver-

einfachung der Entscheidungssituation könnte die Annahme spezifischer Szena-

rien sein, wie dies im Folgenden anhand zweier Beispiele illustriert wird. Da nach

der Regelbesteuerung im Jahresdurchschnitt nur 80 % der Ausgangslohnsumme

erreicht werden müssen, um eine Nachversteuerung vollständig zu vermeiden,
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ist es selbst bei leicht rückläufiger Beschäftigung plausibel, lediglich im Zeitpunkt

des Erbanfalls eine Besteuerung anzunehmen, d.h. LR > 4 · L0. In diesem Szena-

rio vereinfacht sich die Fallzuordnung, wie Abbildung 2 illustriert.

FB
X

LOP
L0

1
7

2
7

3
7

4
7

5
7

6
7

1

1 2 3 4 5 6 7

0, 15

Präferenz für das Optionsmodell
Äquivalenz beider Methoden
Präferenz für die Regelbesteuerung
Keine allgemeine Präferenzaussage möglich

16

11

12 7 2

Abbildung 2: Erfüllung der Mindestlohnsumme bei Regelbesteuerung

Unter der soeben getroffenen Annahme sind Regelbesteuerung und Options-

modell bei hinreichend hohen Freibeträgen äquivalent (Fälle 1 und 6). Das Opti-

onsmodell ist im Fall hoher kumulierter Lohnsummen in Kombination mit nied-

rigen Freibeträgen vorteilhaft (Fälle 2 und 7). Anders als in Abbildung 1 lässt sich

nun auch eine eindeutige Präferenz für die Regelbesteuerung feststellen. Voraus-

setzung ist, dass die Freibeträge mehr als 15 % des vererbten Vermögens X, aber

weniger als
(

1 − LOP
7·L0

)

· X betragen (Fall 11). Bei in Relation zum vererbten Ver-

mögen sehr niedrigen Freibeträgen und einer Nichterfüllung der Mindestlohn-

summe im Optionsmodell (Fall 12) lässt sich die Vorteilhaftigkeit weiterhin nicht

eindeutig bestimmen. Insgesamt überwiegen auch in diesem Szenario die An-

haltspunkte für eine Vorteilhaftigkeit des Optionsmodells.
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Alternativ zur Lohnsumme könnte eine Szenarioanalyse an der relativen Hö-

he der Freibeträge anknüpfen. Der Gesetzgeber verfolgt mit der Ausgestaltung

der Erbschaftsteuer das Ziel, kleine Vermögen zu verschonen.19 Die Übertragung

größerer Vermögen soll dagegen weiterhin mit Erbschaft- und Schenkungssteuer

belastet werden. Da bei der Übertragung großer Betriebsvermögen die Freibeträ-

ge nur einen unbeachtlichen Anteil am vererbten Vermögen ausmachen, unter-

stellt das folgende Beispiel als Grenzfall einen relativen Freibetrag in Höhe von

null. Außerdem wird ein Zinssatz von 10 % unterstellt.20 Abbildung 3 illustriert

den Vorteilhaftigkeitsvergleich für die genannten Beispieldaten. Aufgrund der

LR
L0

LOP
L0

1

2

3

4

1 2 3 4 5 6 7

Präferenz für das Optionsmodell
Präferenz für die Regelbesteuerung

15 5

12 2

Abbildung 3: Vorteilhaftigkeitsvergleich - FB = 0, r = 10%

Annahmen von FB = 0 sind lediglich die Fälle 2, 5, 12 und 15 einschlägig. Auf

den beiden Achsen wird die kumulierte Lohnsumme im Optionsmodell (Abszis-

se) und unter der Regelbesteuerung (Ordinate), jeweils im Verhältnis zur Aus-

gangslohnsumme abgetragen.

Während die Vorteilhaftigkeit des Optionsmodells bei Erfüllung der Mindest-

lohnsumme im Optionsmodell bereits allgemein bestimmt werden konnte (Fälle

19 Vgl. BT-Drs. 16/7918, S. 1, 23, 33 f.
20 Die Ergebnisse bleiben bei einer Variation des Zinssatzes strukturell erhalten. Mit steigendem

Zinssatz vergrößert sich die Menge von Parameterkonstellationen, für die das Optionsmodell
vorteilhaft ist.
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2 und 5; vgl. Abbildung 1), ermöglicht die zusätzliche Annahme eine explizite

Vorteilhaftigkeitsaussage zu den Fällen 12 und 15. Es zeigt sich, dass die Wahl

des Optionsmodells bei einem relativen Freibetrag von null meist eine geringe-

re Steuerzahlung nach sich zieht, selbst wenn von einer Erfüllung der Mindest-

lohnsumme nach der Regelbesteuerung ausgegangen wird (Fall 12). Selbst im

ungünstigsten Fall genügt hierfür in den Jahren 6 und 7 eine durchschnittliche

Lohnzahlung von 48 % der Ausgangslohnsumme. Bei Nichterreichen der Min-

destlohnsumme unter der Regelbesteuerung ist das Verhältnis der beiden kumu-

lierten Lohnsummen LR und LOP ausschlaggebend (Fall 15).

Zusammenfassend lässt sich unter Sicherheit bei einer Vielzahl von Parameter-

konstellationen feststellen, dass die Optionsregelung gegenüber der Regelbesteu-

erung nicht nachteilig ist. Selbst wenn man aufgrund hoher Lohnzahlungen in

den ersten Jahren von keiner Nachversteuerung bei Wahl der Regelbesteuerung

ausgeht, bleibt dieses Ergebnis typischerweise bestehen. Verfügt der Steuerpflich-

tige über hohe relative Freibeträge, ist er aufgrund entfallender Steuerzahlung-

en häufig indifferent zwischen beiden Alternativen. Dagegen lässt sich eine ein-

deutige Präferenz bestimmen, wenn von Freibeträgen abstrahiert wird. In die-

sem Fall bleibt das Optionsmodell auch bei niedrigen Lohnzahlungen während

der Sieben-Jahresfrist vorteilhaft, da diese eine Unterschreitung der Mindestlohn-

summe bei Regelbesteuerung und damit eine Nachversteuerung bedingen. Au-

ßerdem nimmt die Attraktivität des Optionsmodells mit steigendem Zinssatz zu.

4 Regel- oder Optionsbesteuerung - Entscheidung

unter Unsicherheit

Der folgende Abschnitt erweitert die bisherige Analyse, indem die bestehende

Unsicherheit, die sich aus Veränderungen des wirtschaftlichen Umfeldes ergeben

kann, explizit berücksichtigt wird.21 Diese Unsicherheit kann sich beispielswei-

se aus der allgemeinen Konjunkturlage, der Branchenentwicklung oder Schwan-

kungen der unternehmensspezifischen Auftragslage ergeben. Es werden im Fol-

21 Im Ergebnis entspricht die vorliegende Situation der Besteuerung mit einem ex ante unsiche-
ren Steuersatz. Zu Investitionswirkungen unsicherer Steuersätze vgl. Niemann, ITax 2004, S.
265-281.
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genden ausschließlich solche Schwankungen betrachtet, die den effizienten Per-

sonalbestand und somit die Entwicklung der Lohnsumme beeinflussen. Zur Ver-

einfachung der Analyse wird von einem Zinssatz in Höhe von r = 0 ausge-

gangen. Der vorangegangene Abschnitt hat gezeigt, dass die Vorteilhaftigkeit

des Optionsmodells im Zinssatz steigt. Sofern sich das Optionsmodell bei einem

Zinssatz von null als vorteilhaft erweist, gilt dies auch bei einem positiven Zins-

satz. Man beachte, dass durch die gewählte Vorgehensweise hinreichende Bedin-

gungen für eine Dominanz des Optionsmodells identifiziert werden; damit ist

nicht ausgeschlossen, dass weitere Situationen existieren, in denen die notwen-

digen Voraussetzungen für eine Vorteilhaftigkeit des Optionsmodells vorliegen.

Weiterhin wird ein Freibetrag in Höhe von FB = 0 unterstellt. Konsistent zu Ab-

schnitt 3.2 werden somit idealtypisch Situationen betrachtet, in denen der Frei-

betrag angesichts der Größe des übertragenen Betriebsvermögens unbedeutend

ist.

4.1 Identifikation des relevanten Szenarios

Grundsätzlich sind drei Szenarien denkbar, die sich unter Einbeziehung von Un-

sicherheit analysieren ließen:

1. Die jährlichen Lohnsummen des betrachteten Unternehmens könnten sich

beginnend mit der Ausgangslohnsumme systematisch nach oben entwi-

ckeln. In diesem Fall tritt nach beiden Alternativen keine Nachversteue-

rung auf, so dass das Optionsmodell vorteilhaft ist (vgl. Fälle 1 − 5 in Ab-

bildung 1 des vorherigen Abschnitts).

2. Im entgegengesetzten Szenario, in dem sich die jährlichen Lohnsummen

systematisch nach unten entwickeln, ist bei nur geringfügigen jährlichen

Lohnsenkungen das Optionsmodell zunächst vorteilhaft, wie nachfolgende

Überlegung verdeutlicht: Auf der linken Seite von (5) steht die unter Ver-

nachlässigung von Freibeträgen definitiv zu entrichtende Steuer im Zeit-

punkt des Erbanfalls nach der Regelbesteuerung, auf der rechten Seite steht

die Nachversteuerung, die unter dem Optionsmodell eintritt. Sei θ die jähr-

liche prozentuale Abnahme der Lohnsumme, so erhält man als hinreichen-
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de Bedingung für die Vorteilhaftigkeit des Optionsmodells:

serb · 0, 15 · X > serb · X

(

1 −
1
7

7
∑

t=1

(1 − θ)t

)

(5)

Unter Anwendung der Summenformel für eine endliche geometrische Rei-

he ergibt sich:

(1 − θ)8 − 6, 95(1 − θ) + 5, 95 < 0 (6)

Folglich ist das Optionsmodell immer dann vorteilhaft, wenn (1 − θ) >

0, 9594 gilt. Mit anderen Worten, bei einer jährlichen Schrumpfung der Lohn-

summe von mehr als 4,06 % fällt die Nachversteuerung im Optionsmodell

höher aus als die definitive Belastung nach der Regelbesteuerung. Bei Re-

gelbesteuerung erfolgt für θ = 0, 0406 noch keine Nachversteuerung, daher

ist die Regelbesteuerung auch insgesamt vorteilhaft. Es lässt sich zeigen,

dass für einen Zinssatz von null die Vorteilhaftigkeit der Regelbesteuerung

auch bei einer stärkeren Abnahme der Lohnsumme erhalten bleibt. Bei Vor-

liegen eines positiven Zinssatzes kann die Optionsregelung auch dann vor-

teilhaft sein, wenn θ > 4, 06 %.

3. Der interessanteste Fall besteht darin, dass das Unternehmen keiner syste-

matischen Entwicklung in der Zukunft unterliegt, sondern dass die Lohn-

summe um die festgestellte Ausgangslohnsumme schwankt. Dieses Szena-

rio wird nachfolgend betrachtet.

4.2 Analyse des relevanten Szenarios

Es sei vorausgesetzt, dass hinsichtlich der jährlichen Lohnsumme drei Zustände

Z, Z ∈ {L, M, H}, denkbar sind. M bezeichnet einen Zustand bei mittlerer Be-

schäftigung. In diesem Zustand entspreche die jährliche Lohnsumme Lt der Aus-

gangslohnsumme L0 und werde dementsprechend auf eins normiert. Aus einer

ungünstigen ökonomischen Entwicklung des betrachteten Unternehmens resul-

tiere ein niedriger Personalbedarf; dieser Zustand sei mit L und die korrespon-

dierende jährliche Lohnsumme mit 1 − a, 0 < a < 1, gekennzeichnet. Infolge be-

sonders guter wirtschaftlicher Entwicklungen steige der Personalbedarf, so dass

sich eine hohe jährliche Lohnsumme ergebe. Dieser Zustand sei mit H bezeichnet,
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die korrespondierende jährliche Lohnsumme ergebe sich zu 1 + a. Der Parameter

a kann als Maß für die auftretende Lohnsummenabweichung interpretiert wer-

den. Man beachte, dass er für Reduktionen und Steigerungen als betragsmäßig

gleich angenommen wird. Für die Regelbesteuerung, bei der die Lohnsummen

über fünf Jahre addiert werden, entstammt die kumulierte Lohnsumme LR so-

mit dem Intervall [5 − 5a; 5 + 5a]. Analog ergibt sich im Optionsmodell für die

kumulierte Lohnsumme LOP das Intervall [7 − 7a; 7 + 7a]. Die Wahrscheinlich-

keiten für das Auftreten der einzelnen Zustände seien im Zeitablauf konstant

und mit pi, i ∈ {L, M, H}, bezeichnet. Zu Illustrationszwecken wird nachfolgend

ein einfaches Beispiel integriert. Hierfür werden die Eintrittswahrscheinlichkei-

ten pL = pH = 0, 3636 und pM = 0, 2727 unterstellt.22 Man beachte, dass im

Beispiel zunächst von einer Symmetrie der Übergangswahrscheinlichkeiten so-

wie der Lohnabweichungen a ausgegangen wird. Diese Symmetrieannahme, die

einen Erwartungswert der künftigen Lohnzahlungen in Höhe der Ausgangslohn-

summe mit sich bringt, stellt sicher, dass das zuvor identifizierte Szenario 3 be-

trachtet wird. Sie wird an späterer Stelle aufgehoben.

Ein Argument, das gegen die Wahl des Optionsmodells vorgebracht wird, ist

eine zukünftige unerwartete Liquiditätsbelastung durch eine im Vererbungszeit-

punkt nicht vorauszusehende Nachversteuerung.23 Ein Steuerpflichtiger könnte

aufgrund von Liquiditätsüberlegungen versuchen, den relativen Anteil der Fälle,

bei denen es zu einer Nachversteuerung kommt, zu minimieren. Dies gilt insbe-

sondere, wenn er die Berechnung von spezifischen Eintrittswahrscheinlichkeiten

im Rahmen einer Szenarioanalyse als zu aufwendig betrachtet oder aufgrund

unzureichender Informationen eine heuristische Entscheidungsfindung anstrebt.

Dabei lässt sich feststellen, dass die Anzahl der Zustandskombinationen, un-

ter denen im Optionsmodell eine Nachversteuerung auftritt, von der Höhe der

Lohnsummenabweichung a unabhängig ist. Eine Nachversteuerung erfolgt für

alle Fälle, in denen gilt: LOP = 7 − εa, mit ε ∈ [1, 2, ..., 7]. Gelangt die Regelbe-

steuerung zur Anwendung, so hängt die Anzahl der Zustandskombinationen, in

denen eine Nachversteuerung erfolgt, hingegen von a ab. Für die Regelbesteu-

22 Zu einer Ermittlung der hier unterstellten Wahrscheinlichkeiten mittels eines Warteschlan-
genmodells vgl. Anhang A, S. 27. Man beachte, dass das hier vorgeschlagene Modell leicht auf
eine höhere Anzahl von Zuständen Z erweitert werden kann.

23 Vgl. Scholten/Korezkij, DStR 2009, S. 79.
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erung kommt es immer dann zu einer Nachversteuerung, wenn gilt LR = 5 − εa,

ε ∈ [1, 2, ..., 5] und a >
1
ε . Mit zunehmender Lohnsummenabweichung steigt so-

mit die Zahl der Zustandskombinationen, in denen eine Nachversteuerung er-

folgt. Die Anzahl der Zustandskombinationen, die nach der Regelbesteuerung

eine Nachversteuerung auslösen, gibt Tabelle 2 an. Daraus ergibt sich, dass bei

hinreichend kleinem a eine Nachversteuerung im Regel- im Gegensatz zum Op-

tionsmodell ausgeschlossen ist.

Lohnsummenabweichung # Zustandskombinationen

a < 0,2 0
0,2 < a < 0,25 1
0,25 < a < 0,33 2
0,33 < a < 0,5 3
0,5 < a < 1 4

Tabelle 2: Zustandskombinationen mit Nachversteuerung bei Regelbesteuerung

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der Anteil der Fälle, welche zur

Nachversteuerung führen, im Optionsmodell größer ist als unter der Regelbe-

steuerung. Allerdings ist dieser Anteil für die Regelbesteuerung aufgrund der

Abhängigkeit von der Lohnsummenabweichung a schwerer kalkulierbar.

Sofern ein Steuerpflichtiger eine Nachversteuerung per se verhindern möchte

und eine Wahrscheinlichkeitsverteilung ermitteln kann, wird er die Wahrschein-

lichkeit einer Nachversteuerung als Entscheidungskriterium heranziehen. Nach-

folgende Tabelle 3 verdeutlicht für das Optionsmodell die entsprechenden Ein-

trittswahrscheinlichkeiten. Dabei muss berücksichtigt werden, dass mehrere Kom-

binationen einzelner Zustände zur gleichen kumulierten Lohnsumme führen. So

ist z.B. die kumulierte Lohnsumme (7− a) über vier verschiedene Zustandskom-

binationen erreichbar. Außerdem muss berücksichtigt werden, dass bei den mei-

sten Zustandskombinationen unterschiedliche zeitliche Abfolgen möglich sind.

So kann z.B. für die kumulierte Lohnsumme (7 − 6a) der mittlere Zustand M

entweder in der ersten, der zweiten, ... oder der letzten Periode auftreten. Dies

wird durch die Binomialkoeffizienten berücksichtigt.

Analog lassen sich die Wahrscheinlichkeiten für die Zustände, unter denen ei-

ne Nachversteuerung erforderlich ist, für das Modell der Regelbesteuerung an-
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Kumulierte Lohnsumme Zustandskombinationen Wahrscheinlichkeit Beispiel

7 − a 1 ∗ L, 6 ∗ M, 0 ∗ H (7
1)p1

L p6
M 0, 0010

2 ∗ L, 4 ∗ M, 1 ∗ H (7
1)(

6
2)p2

L p4
M p1

H 0, 0279

3 ∗ L, 2 ∗ M, 2 ∗ H (7
2)(

5
2)p3

L p2
M p2

H 0, 0993

4 ∗ L, 0 ∗ M, 3 ∗ H (7
3)p4

L p3
H 0, 0294

Summe: 0, 1577

7 − 2a 2 ∗ L, 5 ∗ M, 0 ∗ H (7
2)p2

L p5
M 0, 0042

3 ∗ L, 3 ∗ M, 1 ∗ H (7
1)(

6
3)p3

L p3
M p1

H 0, 0497

4 ∗ L, 1 ∗ M, 2 ∗ H (7
1)(

6
2)p4

L p1
M p2

H 0, 0662

Summe: 0, 1201

7 − 3a 3 ∗ L, 4 ∗ M, 0 ∗ H (7
3)p3

L p4
M 0, 0093

4 ∗ L, 2 ∗ M, 1 ∗ H (7
1)(

6
2)p4

L p2
M p1

H 0, 0497

5 ∗ L, 0 ∗ M, 2 ∗ H (7
2)p5

L p2
H 0, 0177

Summe: 0, 0766

7 − 4a 4 ∗ L, 3 ∗ M, 0 ∗ H (7
3)p4

L p3
M 0, 0124

5 ∗ L, 1 ∗ M, 1 ∗ H (7
1)(

6
1)p5

L p1
M p1

H 0, 0265

Summe: 0, 0389

7 − 5a 5 ∗ L, 2 ∗ M, 0 ∗ H (7
2)p5

L p2
M 0, 0099

6 ∗ L, 0 ∗ M, 1 ∗ H (7
1)p6

L p1
H 0, 0059

Summe: 0, 0158

7 − 6a 6 ∗ L, 1 ∗ M, 0 ∗ H (7
1)p6

L p1
M 0, 0044

7 − 7a 7 ∗ L, 0 ∗ M, 0 ∗ H (7
0)p7

L 0, 0008

Tabelle 3: Wahrscheinlichkeiten der Nachversteuerung im Optionsmodell

geben. Diese sind in Tabelle 4 zusammengefasst.

Entsprechend dem oben genannten Entscheidungskriterium müssen die Ein-

trittswahrscheinlichkeiten einer Nachversteuerung nach der Regelbesteuerung,

P(LR < 5 − a), und dem Optionsmodell, P(LOP < 7), verglichen werden. Da-

zu werden zunächst die in Tabelle 3 angegebenen Wahrscheinlichkeiten aller Zu-

standskombinationen, die den kumulierten Lohnsummen im Intervall [7− 7a; 7−

a] zuzurechnen sind, addiert. Davon werden anschließend die in Tabelle 4 ange-

gebenen Wahrscheinlichkeiten aller Zustandskombinationen, die den kumulier-
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Kumulierte Lohnsumme Zustandskombinationen Wahrscheinlichkeit Beispiel

5 − 2a 2 ∗ L, 3 ∗ M, 0 ∗ H (5
3)p2

L p3
M 0, 0268

3 ∗ L, 1 ∗ M, 1 ∗ H (5
1)(

4
1)p3

L p1
M p1

H 0, 0954

Summe: 0, 1222

5 − 3a 3 ∗ L, 2 ∗ M, 0 ∗ H (5
2)p3

L p2
M 0, 0358

4 ∗ L, 0 ∗ M, 1 ∗ H (5
1)p4

L p1
H 0, 0318

Summe: 0, 0676

5 − 4a 4 ∗ L, 1 ∗ M, 0 ∗ H (5
1)p4

L p1
M 0, 0238

5 − 5a 5 ∗ L, 0 ∗ M, 0 ∗ H (5
0)p5

L 0, 0064

Tabelle 4: Wahrscheinlichkeiten der Nachversteuerung für die Regelbesteuerung

ten Lohnsummen [5 − 5a; 5 − 2a] entsprechen, subtrahiert.24 Entsprechend der

betrachteten Situation, in der das Unternehmen keiner systematischen Entwick-

lung der Lohnsumme unterliegt, wird von pL = pH ausgegangen,25 woraus folgt

pL =
1−pM

2 . Damit ergibt sich für die gesuchte Differenz ein Polynom siebten

Grades in pM:

P(LOP < 7)− P(LR < 4) = −
3

16
(1 − pM)5 +

1
2
(1 − pM)7 −

25
16

(1 − pM)4pM

+
77
32

(1 − pM)6 pM −
5
4
(1 − pM)3 p2

M +
21
2

(1 − pM)5p2
M −

5
2
(1 − pM)2p3

M

+
175
16

(1 − pM)4p3
M +

35
2

(1 − pM)3p4
M +

21
4

(1 − pM)2 p5
M +

7
2
(1 − pM)p6

M

(7)

Die einzige reelle Nullstelle ist pM = 1.26 Daraus lässt sich ein wichtiges Ergeb-

nis für den Vorteilhaftigkeitsvergleich der beiden Besteuerungsalternativen ge-

winnen: Für Fälle echter Unsicherheit (pM < 1) ist die Wahrscheinlichkeit, dass

im Optionsmodell eine Nachversteuerung auftritt, immer größer als die Wahr-

scheinlichkeit einer Nachversteuerung nach der Regelbesteuerung.

24 Aus Tabelle 2 wird deutlich, dass hier die maximale Wahrscheinlichkeit für eine Nachversteue-
rung unter Regelbesteuerung unterstellt wird, d.h., für die Lohnsummenabweichung a wird
ein Wert zwischen 0,5 und 1 angenommen.

25 Vgl. S. 17. Die getroffene Annahme stellt sicher, dass die jährliche Lohnsumme im Erwartungs-
wert konstant ist.

26 Die übrigen sechs der sieben existierenden Nullstellen weisen imaginäre Bestandteile auf.
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Für risikoneutrale Steuerpflichtige stellt der Erwartungswert der gesamten Steu-

erzahlungen, E[.], das geeignete Entscheidungskriterium dar. Nachfolgend wird

eine hinreichende Bedingung für eine Vorteilhaftigkeit des Optionsmodells her-

geleitet, indem ein Vergleich der in der Regelbesteuerung definitiv anfallenden

Steuerbelastung mit der zu erwartenden Nachversteuerung nach dem Options-

modell angestellt wird:27

∆ = serb · X ·

(

∑7
i=1 i · a · P(ε = i)

7

)

− 0, 15 · serb · X (8)

Der Minuend in (8) gibt dabei die Steuerlast im Optionsmodell und der Sub-

trahend die Definitivbelastung unter Regelbesteuerung an. Erstere bemisst sich

proportional zur Unterschreitung der gesetzlichen Mindestlohnsumme, welche

durch den Term in Klammern ausgedrückt wird. Wie man in der Gleichung er-

kennt, steigt die erwartete Steuerbelastung im Optionsmodell streng monoton in

a. Für die Beispieldaten ergibt sich eine erwartete Steuerbelastung von:

0, 1278 · a · serb · X < 0, 15 · serb · X (9)

Im Beispiel erweist sich das Optionsmodell somit stets als vorteilhaft. Bestimmt

man unter Beibehaltung der Annahme pH = pL die Lohnsummenabweichung

a∗(pM), welche zu ∆ = 0 führt, so folgt:

a∗(pM) =
0, 145

η
, mit (10)

η = (1− pM)(1, 237(pM − 1, 942)pM)(0, 701+(pM − 0, 685)pM)(0, 175+ pM(pM + 0, 445))

Es lässt sich weiterhin zeigen, dass zu jedem beliebigen gegebenen a∗ genau ein

pM korrespondiert, wie Abbildung 4 verdeutlicht.28

Definiert man p∗M als die Wahrscheinlichkeit pM, für die a∗ = 1 gilt, so ergibt

sich aus Gleichung (10) eine zugehörige Wahrscheinlichkeit von p∗M = 0, 045.

Dies impliziert für alle Parameterkonstellationen, in denen pM ≥ 4, 5 % gilt, dass

das Optionsmodell vorzuziehen ist. Abbildung 5 illustriert diesen Zusammen-

27 Für einen Vergleich der beiden Besteuerungsalternativen anhand der Gesamtsteuerbelastung
auf Basis der Beispieldaten vgl. Anhang B.

28 Zur Konstruktion von Abbildung 4 ist ausreichend, dass die Steuerbelastung im Optionsmo-
dell SOP streng monoton in a steigt und dass da∗

dp > 0 gilt.
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Abbildung 4: Der Einfluss der Lohnsummenabweichung auf die Steuerbelastung

hang.

Für die meisten pM-a-Kombinationen gilt, dass der zugehörige Funktionswert

∆(pM, a) negativ ist, was bedeutet, dass das Optionsmodell für die entsprechen-

den Parameterkombinationen die günstigere Besteuerungsalternative ist. Ledig-

lich für einen sehr kleinen Ausschnitt, der durch hohe Lohnsummenabweichun-

gen a und niedrige Wahrscheinlichkeiten pM charakterisiert wird, kann keine hin-

reichende Bedingung für eine Dominanz des Optionsmodells festgestellt werden.

Zu Relativierung der festgestellten Überlegenheit des Optionsmodells sollte be-

rücksichtigt werden, dass in unserem Modell lediglich drei Zustände für die Hö-

he der jährlichen Lohnsumme möglich sind,29 dass von Freibeträgen abstrahiert

wird, und dass dem Modell eine symmetrische Entwicklung ohne Trend zugrun-

de liegt.

4.3 Analyse asymmetrischer Lohnentwicklungen

Eine asymmetrische Lohnentwicklung kann durch einen Parameter k > 0 berück-

sichtigt werden, der angibt, um welchen Faktor der günstige Zustand H seltener

bzw. häufiger eintritt als der schlechte Zustand L, d.h. es gelte pH = k · pL. Für

k < 1, d.h., pL ist ein Vielfaches von pH , wird die Menge der Parameterkonstel-

lationen kleiner, unter denen das Optionsmodell dominiert. Für k > 1 ergibt sich

29 Unter Zugrundelegung eines Warteschlangenmodells ist eine Erweiterung der Analyse um
weitere Zustände leicht möglich, vgl. hierzu auch Anhang A auf Seite 27.
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Abbildung 5: Belastungsvergleich zwischen Regelbesteuerung und Optionsmo-
dell

die umgekehrte Wirkungsrichtung.

Sucht man analog zu oben die Lohnsummenabweichung a∗(pM, k), für welche

die Steuerlasten nach Regelbesteuerung und Optionsmodell identisch sind (∆ =

0), so resultiert

a∗(pM, k) =
0, 15 · (1 − k)7

1 − pM + k · ψ
(11)

wobei:

ψ = (5 + 5k(1, 8 + k) − 5pM − 5k(1, 8 + k)pM + 30k2(1 + k)p2
M

− 110k2(1 + k)p3
M + 15k(0, 075 + k)(1 + k)(13, 258 + k)p4

M

− 39k(0, 187 + k)(1 + k)(5, 352 + k)p5
M

+ (0, 029 + k)(0, 284 + k)(1 + k)(3, 517 + k)(34, 169 + k)p6
M

− (0, 093 + k)(0, 362 + k)(1 + k)(2, 765 + k)(10, 78 + k)p7
M))
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Für ein besseres Verständnis von Gleichung (11) bietet es sich an, zwei besonde-

re Größen detailliert zu betrachten. Zum einen wird für beliebig starke Asymme-

trien der Lohnsummenzustandsverteilung die Lohnsummenschwankung a∗(0, k)

ermittelt, die sich einstellt, wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit des mittleren

Zustands pM gleich null ist. Es ergibt sich:

a∗(0, k) =
0, 15(1 + k)6

1 + 4k + 5k2 (12)

Zum anderen wird analog zum vorhergehenden Abschnitt die Wahrscheinlich-

keit p∗M(k) bestimmt, welche bei gegebenem k ein a∗ von eins liefert. Tabelle 5

illustriert die Ergebnisse.

k 0, 01 0, 05 0, 1 0, 2 0, 5 0, 75
p∗M 0, 847549 0, 837407 0, 823904 0, 7937 0, 664579 0, 468376
a∗(0, k) 0, 15303 0, 165785 0, 183265 0, 223949 0, 402022 0, 632431

Tabelle 5: Dominanz der Regelbesteuerung in Abhängigkeit von p∗M und a∗(0, k)

Dabei sind zum Beispiel die Ergebnisse der vorletzten Spalte in Tabelle 5 wie

folgt zu interpretieren: Erwartet man, dass der niedrige Lohnsummenzustand L

doppelt so häufig (k = 0, 5) auftritt wie der hohe Lohnsummenzustand H, soll-

te das Optionsmodell immer vorgezogen werden, wenn die Wahrscheinlichkeit

eines unveränderten Beschäftigungsniveaus mit mindestens 66 % beziffert wird.

Erwartet man mit Sicherheit, dass der mittlere Zustand, welcher der Ausgangs-

lohnsumme entspricht, nicht auftritt, ist das Optionsmodell immer dann vorzu-

ziehen, wenn die Lohnsummenschwankung a geringer ist als 40,2 %. Die Vorteil-

haftigkeit der Optionsregelung ist somit auch gegenüber einer asymmetrischen

Verteilung der Lohnsummenzustände robust, die im Erwartungswert unter der

Ausgangslohnsumme liegende Lohnzahlungen impliziert.

5 Zusammenfassung

Die Untersuchung vergleicht aus betriebswirtschaftlicher Perspektive die steuer-

lichen Folgen, die mit der Wahl der erbschaftsteuerlichen Regelbesteuerung oder

des Optionsmodells verbunden sind. Während es unter Regelbesteuerung typi-

scherweise zu einer definitiven Steuerbelastung kommt, kann die Erbschaftssteu-

er bei Wahl des Optionsmodells vollständig vermieden werden. Dies gilt dann,
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wenn das Beschäftigungsniveau in den sieben Jahren nach Erbanfall mindestens

konstant bleibt. Der Beitrag identifiziert unter der Annahme sicherer Erwartun-

gen 15 mögliche Fallkonstellationen, die in Abhängigkeit von den zur Verfügung

stehenden Freibeträgen sowie der Lohnentwicklung nach der Übertragung des

Betriebs eintreten können. Die Fallbetrachtung legt überwiegend eine Dominanz

des Optionsmodells nahe. Zwei beispielhafte Szenarien illustrieren zudem, dass

die Regelbesteuerung nur unter recht restriktiven Bedingungen vorteilhaft ist.

Auch bei Unsicherheit der Lohnzahlungen legen die Ergebnisse der Analyse für

die Mehrheit der Parameterkonstellationen die Vorteilhaftigkeit des Optionsmo-

dells nahe. Dies gilt selbst in Fällen, in denen der Erwartungswert der Lohnzah-

lungen deutlich unter der Ausgangslohnsumme liegt. Allerdings könnten risiko-

averse Steuerpflichtige die Regelbesteuerung wählen, um die Wahrscheinlichkeit

einer Nachversteuerung zu minimieren. Gerade Erbschaftsteuerpflichtige, für die

der ererbte Betrieb einen Hauptbestandteil ihres Vermögens ausmacht, könnten

gezielt versuchen, eine drohende steuerbedingte Liquiditätsüberlastung zu ver-

meiden.

Der vorliegende Beitrag stellt ein Analyseinstrumentarium bereit, das unter Be-

rücksichtigung steuerlicher Liquiditätsbelastungen und des effizienten Beschäf-

tigungsniveaus die optimale Besteuerungsalternative identifiziert. Auch aus ge-

setzgeberischer Perspektive sind die Ergebnisse von Interesse, da die beschäfti-

gungspolitische Bindungswirkung der Lohnsummenregelungen wesentlich von

der gewählten steuerlichen Alternative beeinflusst wird. Der Beitrag zeigt auf,

dass die Flexibilitätseinbuße im Rahmen des Optionsmodells, das vom Gesetz-

geber aus beschäftigungspolitischen Gründen eingeführt wurde, aus Perspektive

des Steuerpflichtigen häufig durch geringere erwartete Steuerzahlungen über-

kompensiert wird. Die Deskriptivität der untersuchten Szenarien für die Steuer-

wirklichkeit deutscher Unternehmen stellt eine lohnende Fragestellung für zu-

künftige empirische Untersuchungen dar.30

30 Vgl. Blaufus/Lorenz, ZfB 2009, für eine vergleichbare Untersuchung zur Zinsschranke.



Anreize zur Nutzung erbschaftsteuerlicher Verschonungsregeln 27

Anhang A: Anwendbarkeit eines diskreten

Markov-Modells

Auf Seite 18 wurden die Wahrscheinlichkeiten für das Auftreten bestimmter jähr-

licher Lohnsummen pi, i ∈ {L, M, H}, als gegeben unterstellt. Nachfolgend wer-

den diese Wahrscheinlichkeiten aus der stationären Verteilung eines diskreten

Markov-Modells gewonnen. Eine grafische Darstellung des Markov-Prozesses

gibt Abbildung 6. Dieses Vorgehen hat zwei Vorteile. Zum einen spiegelt die-

Abbildung 6: Darstellung des stochastischen Systems

se Vorgehensweise die eingeschränkte Prognosefähigkeit des Entscheiders wi-

der. Dieser wird im Sinne denkbarer Szenarien in der Lage sein, gute, mittlere

und schlechte wirtschaftliche Zustände anzugeben, was durch die diskreten Zu-

ständen des Markov-Modells repräsentiert wird.31 Darüber hinaus wird der Ent-

scheider durch paarweise Analyse der Szenarien angeben können, für wie plau-

sibel er binnen Jahresfrist den Übergang beispielsweise aus dem schlechten in

das gute Szenario einschätzt. Diese Einschätzungen werden in Form der (subjek-

tiven) Übergangswahrscheinlichkeiten im Markov-Modell abgebildet. Insgesamt

sichert die Verwendung des Markov-Modells die Ermittlung widerspruchsfrei-

er stationärer Verteilungen. Die unmittelbare Angabe einer derartigen Verteilung

dürfte den Entscheidungsträger angesichts der Pfadabhängigkeit der konkreten

Realisationen, der Mehrperiodigkeit des Planungsproblems sowie dessen Kom-

plexität überfordern. Zum anderen kann der Detaillierungsgrad der Prognose

beliebig erhöht werden, ohne den technischen Aufwand grundlegend zu verän-

dern. Dazu sind lediglich die Zahl der Szenarien, d.h. die Zahl der einbezogenen

31 Vgl. Abbildung 6.
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Zustände, und die Anzahl der vorzunehmenden Paarvergleiche, d.h. die Zahl der

Übergangswahrscheinlichkeiten, anzupassen.

Modellannahmen und Deskriptivität der Modellierung

Für die nachfolgende Modellierung des Prognoseprozesses wird unterstellt, dass

die Lohnsumme jeweils am Periodenende erhoben wird und sich aus der Lohn-

summe der Vorperiode fortschreiben lässt. Diese Annahme ist unkritisch, da sie

lediglich bedeutet, dass sich Veränderungen des Personalbestands binnen eines

Jahres niederschlagen. Außerdem wird unterstellt, dass sich die Wahrscheinlich-

keiten, die den Beschäftigungszustand des Unternehmens beschreiben, im Zeit-

ablauf nicht verändern. Diese Annahme impliziert, dass ausschließlich Beschäfti-

gungsschwankungen den Personalbestand beeinflussen, d.h., es kommt im Zeit-

ablauf nicht zu einem systematischen Anwachsen oder Abschmelzen des öko-

nomisch effizienten Personalstocks. Diese Annahme ist konsistent zur Beschrän-

kung der Analyse auf den Fall 3 in Abschnitt 4.1, bei dem keine systematischen

zukünftigen Entwicklungen der Lohnsumme vorliegen. Es ist zunächst zu prü-

fen, ob die Eigenschaften eines diskreten Markov-Prozesses32 deskriptiv für das

vorliegende Prognoseproblem sind. Ein diskreter, homogener Markov-Prozess ist

eindeutig definiert durch die Anfangsverteilung der Zufallsvariablen P(X0 = i0)

und die Übergangswahrscheinlichkeiten:

P(Xn = in, Xn−1, ..., X0 = i0) = P(X0 = i0)
n
∏

s=1

P(Xs = is|Xs−1 = is−1) (13)

1. Die Möglichkeit, die einzelnen Übergangswahrscheinlichkeiten miteinan-

der zu multiplizieren, repräsentiert die Markoveigenschaft. Das bedeutet,

die Wahrscheinlichkeit, mit der eine Zufallsvariable Xn+1, die den Zustand

eines Systems im Zeitpunkt n + 1 angibt, die Realisation in+1 annimmt,

hängt ausschließlich vom Zustand Xn des Systems im vorherigen Zeitpunkt

n ab. Diese Eigenschaft entspricht der oben eingeführten Annahme, dass

sich Änderungen des Personalbestands binnen Jahresfrist niederschlagen.

Diese Annahme ist deskriptiv, wenn die dem Modell zugrunde gelegte Pe-

riodenlänge mindestens die Länge einer üblichen Einstellungs- bzw. Kündi-

gungsfrist abdeckt und derartige Veränderungen kurzfristig zahlungswirk-

sam sind. Insofern muss z.B. von Vorruhestandsregelungen oder mehrjäh-

32 Vgl. Grimmett/Stirzaker (2001), S. 214 f.
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rigen Anreizvergütungen abstrahiert werden.

2. Die Anfangsverteilung P(X0 = i0) ist im vorliegenden Anwendungsfall

degeneriert, weil im Erbanfall aufgrund der Feststellung der Besteuerungs-

grundlagen gerade bekannt ist, welche Höhe die Lohnsumme im Zeitpunkt

t = 0 hat. Eine Beeinträchtigung der Modellergebnisse ergibt sich hieraus

jedoch nicht.

3. Die Unterstellung eines homogenen Markov-Prozesses bedeutet, dass die

Übergangswahrscheinlichkeiten von einem Zustand in einen anderen zeit-

invariant sind, d.h.:

P(Xn = j|Xn−1 = i) = P(X1 = j|X0 = i) = pij (14)

Diese Eigenschaft entspricht der oben eingeführten Annahme, dass Schwan-

kungen des Personalbestands zufällig und nicht systematisch sind. Dies

dürfte für die meisten vererbten Unternehmen deskriptiv sein. Für den Fo-

kus unserer Analyse gilt dies uneingeschränkt, da von systematischen wach-

senden Unternehmen, wie Start-ups, oder systematisch schrumpfenden Un-

ternehmen, wie z.B. Krisenunternehmen, die kurz vor einer Insolvenz ste-

hen, abstrahiert wird.

Insgesamt kann die Deskriptivität eines diskreten homogenen Markov-Prozesses

für das vorliegende Prognoseproblem bejaht werden.

Ermittlung der stationären Verteilung

Die Übergangswahrscheinlichkeiten pij, i ∈ {L, M, H}, j ∈ {L, M, H}, des zu-

grunde liegenden Zufallsprozesses lassen sich in einer Übergangsmatrix P zu-

sammenfassen, die auch als Generator bezeichnet wird:

P =
(

pij

)

=







pLL pLM pLH

pML pMM pMH

pHL pHM pHH






(15)

Sofern gilt pij > 0 ∀i, j, kann jeder Zustand aus jedem beliebigen Vorgängerzu-

stand erreicht werden. Dies ist für die Modellierung vorteilhaft, weil auch extre-

me Veränderungen der jährlichen Lohnsumme abgebildet werden können.

Nachfolgend wird das numerische Beispiel eingeführt, auf das in der Analyse

verschiedentlich zurückgegriffen wird (vgl. Seite 18 ff.). Es ist in Abbildung 7



Anreize zur Nutzung erbschaftsteuerlicher Verschonungsregeln 30

zusammengefasst. Die zugehörige Matrix der Übergangswahrscheinlichkeiten P

Abbildung 7: Beispieldaten

ergibt sich zu:

P =
(

pij

)

=







0.8 0.15 0.05

0.2 0.6 0.2

0.05 0.15 0.8






(16)

Die entsprechende stationäre Verteilung, u, ist definiert als die Zustandsvertei-

lung, die multipliziert mit der Matrix der Übergangswahrscheinlichkeiten wie-

der sich selbst ergibt, d.h., u = uP . Inhaltlich bedeutet diese Bedingung, dass

die Wahrscheinlichkeit, sich in einem Zustand zu befinden, gleich der kumulier-

ten Wahrscheinlichkeit ist, in diesen Zustand zu gelangen. Die Bedingungen zur

Ermittlung der stationären Verteilung lauten dementsprechend:

πi =
n
∑

j=1

pjiπj ∀i = 1, ..., n (17)

und
n
∑

i=1

πi = 1 (18)

Dabei bezeichnet πi die Wahrscheinlichkeit, dass der Zustand i beobachtet wird.

Für das vorliegende Beispiel ergibt sich die stationäre Verteilung u aus folgendem
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Gleichungssystem:

π1 = 0.8π1 + 0.2π2 + 0.05π3

π2 = 0.15π1 + 0.6π2 + 0.15π3

π3 = 0.05π1 + 0.2π2 + 0.8π3

π1 + π2 + π3 = 1 (19)

Dementsprechend gilt für die stationäre Verteilung π1 = π3 = 0.3636 und π2 =

0.2727. Diese wird im Rahmen der Analyse verwendet.

Anhang B: Vergleich der erwarteten Gesamtsteuerlast

Da die Wahrscheinlichkeit einer Nachversteuerung unter der Regelbesteuerung

bspw. von der Höhe der Lohnsummenabweichung a abhängt, kann kein geschlos-

sener Vergleich der Gesamtsteuerbelastungen vorgenommen werden. Dieser Ab-

schnitt beinhaltet daher neben einer formalen Darstellung der Gesamtsteuerzah-

lungen, die unter beiden Alternativen fällig werden, einen numerischen Vergleich.

Im Optionsmodell entspricht die Nachversteuerung der erwarteten Höhe der

Steuerzahlungen:

E[SOP] = serb

7
∑

i=1

[

X

(

max
{

i · a

7
−

FB

X
; 0
})]

· P(i = n), n = 1, 2, ..., 7 (20)

Für das Beispiel ergibt sich die erwartete Gesamtbesteuerung normiert auf X = 1

wie in Tabelle 6 dargestellt. Dabei werden folgende Beispieldaten zugrundege-

legt: Die Wahrscheinlichkeit für das Erreichen einer gegebenen kumulierten Lohn-

summe ergibt sich aus Tabelle 3. Weiterhin gelte serb = 0.23, FB
X ∈ {0; 0, 02; 0, 05}

und a ∈ {0, 05; 0, 25; 0, 3; 0, 4; 0, 6}.33

33 Nach der Definition der EU-Kommissionsempfehlung L 124/36 vom 6.5.2003 weist ein mitt-
leres Unternehmen eine Bilanzsumme zwischen 10 und 43 Mio. Euro auf. Aufgrund einer
anzunehmenden teilweisen Fremdfinanzierung legen wir einen Erbschaftsteuersatz der Steu-
erklasse I für einen Wert des steuerpflichtigen Erwerbs zwischen 13 und 26 Mio. zugrunde.
Der maximale persönliche Freibetrag beträgt 500.000 Euro, setzt man dies ins Verhältnis zur
minimalen Bilanzsumme eines mittleren Unternehmens, so erhält man einen maximalen re-
lativen Freibetrag in Höhe von 5 %. Für die Lohnsumnmenschwankung nehmen wir Werte
innerhalb der sich aus Tabelle 2 ergebenden Intervalle an.
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Kumulierte Wahrscheinlichkeit
Steuerzahlung

Steuerlast für

Lohnsumme im Beispiel FB
X = 0, 00 FB

X = 0, 02 FB
X = 0, 05

a = 0, 05

7 − a 0, 1577 serb · X ·
(

max
{

1·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0016 0 0

7 − 2a 0, 1201 serb · X ·
(

max
{

2·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0033 0 0

7 − 3a 0, 0766 serb · X ·
(

max
{

3·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0049 0, 0003 0

7 − 4a 0, 0389 serb · X ·
(

max
{

4·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0066 0, 0020 0

7 − 5a 0, 0158 serb · X ·
(

max
{

5·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0082 0, 0036 0

7 − 6a 0, 0044 serb · X ·
(

max
{

6·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0099 0, 0053 0

7 − 7a 0, 0008 serb · X ·
(

max
{

7·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0115 0, 0069 0

E (SOP) 0, 0015 0, 0002 0

a = 0, 25

7 − a 0, 1577 serb · X ·
(

max
{

1·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0082 0, 0036 0

7 − 2a 0, 1201 serb · X ·
(

max
{

2·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0164 0, 0118 0, 0049

7 − 3a 0, 0766 serb · X ·
(

max
{

3·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0246 0, 0200 0, 0131

7 − 4a 0, 0389 serb · X ·
(

max
{

4·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0329 0, 0283 0, 0214

7 − 5a 0, 0158 serb · X ·
(

max
{

5·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0411 0, 0365 0, 0296

7 − 6a 0, 0044 serb · X ·
(

max
{

6·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0493 0, 0447 0, 0378

7 − 7a 0, 0008 serb · X ·
(

max
{

7·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0575 0, 0529 0, 0460

E (SOP) 0, 0073 0, 0054 0, 0031

a = 0, 3

7 − a 0, 1577 serb · X ·
(

max
{

1·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0099 0, 0053 0

7 − 2a 0, 1201 serb · X ·
(

max
{

2·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0197 0, 0151 0, 0082

7 − 3a 0, 0766 serb · X ·
(

max
{

3·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0296 0, 0250 0, 0181

7 − 4a 0, 0389 serb · X ·
(

max
{

4·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0394 0, 0348 0, 0279

7 − 5a 0, 0158 serb · X ·
(

max
{

5·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0493 0, 0447 0, 0378

7 − 6a 0, 0044 serb · X ·
(

max
{

6·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0591 0, 0545 0, 0476

7 − 7a 0, 0008 serb · X ·
(

max
{

7·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0690 0, 0644 0, 0575

E (SOP) 0, 0088 0, 0069 0, 0043

a = 0, 4

7 − a 0, 1577 serb · X ·
(

max
{

1·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0131 0, 0085 0, 0016

7 − 2a 0, 1201 serb · X ·
(

max
{

2·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0263 0, 0217 0, 0148

7 − 3a 0, 0766 serb · X ·
(

max
{

3·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0394 0, 0348 0, 0279

7 − 4a 0, 0389 serb · X ·
(

max
{

4·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0526 0, 0480 0, 0411

7 − 5a 0, 0158 serb · X ·
(

max
{

5·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0657 0, 0611 0, 0542

7 − 6a 0, 0044 serb · X ·
(

max
{

6·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0789 0, 0743 0, 0674
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Kumulierte Wahrscheinlichkeit
Steuerzahlung

Steuerlast für

Lohnsumme im Beispiel FB
X = 0, 00 FB

X = 0, 02 FB
X = 0, 05

7 − 7a 0, 0008 serb · X ·
(

max
{

7·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0920 0, 0874 0, 0805

E (SOP) 0, 0118 0, 0098 0, 0070

a = 0, 6

7 − a 0, 1577 serb · X ·
(

max
{

1·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0197 0, 0151 0, 0082

7 − 2a 0, 1201 serb · X ·
(

max
{

2·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0394 0, 0348 0, 0279

7 − 3a 0, 0766 serb · X ·
(

max
{

3·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0591 0, 0545 0, 0476

7 − 4a 0, 0389 serb · X ·
(

max
{

4·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0789 0, 0743 0, 0674

7 − 5a 0, 0158 serb · X ·
(

max
{

5·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 0986 0, 0940 0, 0871

7 − 6a 0, 0044 serb · X ·
(

max
{

6·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 1183 0, 1137 0, 1068

7 − 7a 0, 0008 serb · X ·
(

max
{

7·a
7 − FB

X ; 0
})

0, 1380 0, 1334 0, 1265

E (SOP) 0, 0176 0, 0157 0, 0129

Tabelle 6: Erwartete Nachversteuerung für das Optionsmodell - serb = 23 %

Unter der Regelbesteuerung werden unabhängig von der Entwicklung der Lohn-

summe mindestens 15 % des vererbten Vermögens abzüglich verfügbarer Freibe-

träge besteuert. Da die Freibeträge, die in unserem Beispiel zwischen 0 und 5 %

variieren, vollständig ausgeschöpft werden, lässt sich Gleichung (1) vereinfachen

zu:

SR0 = serb · X

(

0, 15−
FB

X

)

(21)

Dabei bezeichnet SR0 die Steuerzahlung im Zeitpunkt t = 0, die unabhängig von

der Lohnsummenentwicklung fällig wird. Bei einem Freibetrag von 0 % beträgt

sie 0,0345. Stehen Freibeträge in Höhe von 2 % (5 %) des Betriebsvermögens zur

Verfügung, ergibt sich eine Steuerlast von 0,03 (0,023).

Zur Ermittlung der Gesamtsteuerlast müssen die fällige Steuerzahlung im Zeit-

punkt t = 0 sowie die erwartete Nachversteuerung im Zeitpunkt t = 5 addiert

werden. Die erwartete Nachversteuerung, SR5 , kann aufgrund der annahmege-

mäß in t = 0 vollständig ausgeschöpften Freibeträge wie folgt bestimmt werden:

E(SR5) = serb · 0, 85 · X
5
∑

i=2

max
{

i · a − 1
4

; 0
}

· P(i = n), n = 2, ..., 5 (22)

Die für bestimmte Parameterkonstellationen in t = 5 erwartete Nachversteue-
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rung bei Anwendung der Regelbesteuerung werden in Tabelle 7 zusammenge-

fasst.

Kumulierte Wahrscheinlichkeit Lohnsummenabweichung a
Lohnsumme im Beispiel 0, 05 0, 25 0, 3 0, 4 0, 6

5 − a 0, 1809 0 0 0 0 0

5 − 2a 0, 1222 0 0 0 0 0, 0098

5 − 3a 0, 0676 0 0 0 0, 0098 0, 0391

5 − 4a 0, 0238 0 0 0, 0098 0, 0293 0, 0684

5 − 5a 0, 0064 0 0, 0122 0, 0244 0, 0489 0, 0978

E (SR2) 0 0, 0001 0, 0004 0, 0017 0, 0061

Tabelle 7: Erwartete Nachversteuerung unter Regelbesteuerung

Addiert man die auf Seite 33 genannte Besteuerung im Zeitpunkt t = 0 zur

so ermittelten Nachversteuerung nach Tabelle 7, so erhält man die erwartete Ge-

samtsteuerbelastung, die in Tabelle 8 dargestellt wird.

Lohnsummenabweichung a
Freibetrag 0, 05 0, 25 0, 3 0, 4 0, 6

FB
X = 0 0, 0345 0, 0346 0, 0349 0, 0362 0, 0406

FB
X = 0, 02 0, 03 0, 0301 0, 0304 0, 0317 0, 0361

FB
X = 0, 05 0, 023 0, 0231 0, 0234 0, 0247 0, 0291

Tabelle 8: Erwartete Gesamtsteuerbelastung unter Regelbesteuerung

Durch einen Vergleich der Tabellen 6 und 8 lässt sich für verschiedene Para-

meterkonstellationen die Vorteilhaftigkeit einer der beiden Besteuerungsalterna-

tiven ermitteln. Beispielsweise findet man für einen Freibetrag von 2 % des Be-

triebsvermögens und eine Lohnsummenabweichung in Höhe von 30 % der Aus-

gangslohnsumme, dass die erwartete Steuerzahlung im Optionsmodell 0,69 Pro-

zent des Betriebsvermögens beträgt, während sich für die Regelbesteuerung eine

erwartete Steuerzahlung von 3,04 Prozent des Betriebsvermögens ergibt. Insge-

samt zeigt sich, dass für die hier betrachteten Parameter das Optionsmodell im-

mer zu niedrigeren erwarteten Steuerzahlungen führt als die Regelbesteuerung.

Letztlich ist dieses Ergebnis dem betrachteten Szenario 3 (vgl. S. 17) immanent,

das eine im Erwartungswert konstante Lohnsummenentwicklung unterstellt.
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